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Bei Antwort und Zahlung stets angeben: 

Individualbeschwerde 

des 1111111111111111111111111111111111111111111111111111111111 
Beschwerdeführer, 

- Verfahrensbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Bepi Uletilovic, Wulffstraße 14,12165 Berlin, BR Deutschland- 

gegen 

die Bundesrepublik Deutschland, 
Beschwerdegegner. 

Namens und in beigefügter Vollmacht des Beschwerdeführers erhebe ich Individualbeschwerde 
gegen 

1. das Urteil des 'Amtsgerichts Tiergarten vom 28.9.2007, Az.: (274 Cs) 3033 PLs II 080/06 
(64/07), Fotokopie als Anlage 1 anbei, 

2. das Urteil des Landgerichts Berlin vom 16.1.2009, Az.: (572) 93/033 PLs 11080/06 Ls Ns 
(113/07), Fotokopie als Anlage 2 anbei, 

3. den Beschluss des Kammergerichts Berlin vom 4.5.2009, Az.: (4) 1 Ss 111/09 (79/09), Fotoko­ 
pie als Anlage 3 anbei, 

4. den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 16.6.2009, Az.: 1 BvR 1258/09, Fotokopie 
als Anlage 4 anbei, 



mit den Anträgen: 

J. festzustellen, dass die BundesrepubJik Deutschland mit den Urteilen des Amtsgerichts Tiergar­ 
ten vom 28.9.2007, Az.: (274 Cs) 3033 PLs 11080/06 (64/07) und des Landgerichts Berlin vom 
16.1.2009, Az.: (572) 93/033 PLs 11080/06 Ls Ns (113/07) sowie den Beschlüssen des Kam­ 
mergerichts Berlin vom 4.5.2009, Az.: (4) I Ss 111109 (79/09) und des Bundesverfassungsge­ 
richts vom 16.6.2009, Az.: 1 BvR 1258/09 ihre Pflichten aus der EMRK verletzt hat, 

2. dem Beschwerdefuhrer eine gerechte Entschädigung zuzusprechen und auszusprechen, dass 
ihm die Kosten des Verfahrens von der Bundesrepublik Deutschland zu erstatten sind. 

Gerügt wird die Verletzung des Grundrechts auf freie Meinungsäußerung aus Art. 10 Abs. I 
EMRK. ' 

Begründung: 

I. Sachverhalt und Verfahrensgang 

Der Beschwerdefuhrer hatte am Nachmittag des 1.9.2006 gegen 16.30 Uhr die Polizei in die_ 
'=='i~n~Bierlin-Charlottenburg gerufen, weil der von ihm beauftragte Umzugsunternehmer _ 
I eine Umzugskiste mit seinem Eigentum nicht an ihn heraUSgeben wollte. Zum Ort des 
Geschehens wurden die Polizei beamten • und geschickt. Dort 
angekommen ließen sich die Polizei beamten den Sachverhalt sowohl vom Beschwerdefuhrer als 
auch von schildem. Es kam dabei zu einem Wortwechsel zwischen dem Beschwer­ 
deführer und dem Polizeibeamten der den Polizeibeamten_veranlas~~e, gegen 
den Beschwerdefuhrer nach Beendigung des Einsatzes mit seiner zeugenschaftliehen Außerung 
vom l.9.2006 (Fotokopie als Anlage 5 anbei) Strafantrag wegen Beleidigung zu stellen. Darin zi­ 
tierte er die von ihm als beleidigend empfundene Äußerung des Beschwerdeführers wie folgt; "Mit 
dir rede ich doch gar nicht mehr. Du hast mir gar nichts zu sagen. Laß mich in Ruhe." Außerdem 
erklärte er, dass er mit einer Entschuldigung nicht einverstanden sei. 

Gegen den Beschwerdeftihrer erging daraufhin ein Strafbefehl, mit dem er angeklagt wurde, sich 
~eleidigung strafbar gemacht zu haben, weil er gegenüber dem Polizeioberkommissar 
_geäußert habe: "Mit dir rede ich nicht mehr, du hast mir gar nichts zu sagen, lass mich in 
Ruhe" (Fotokopie als Anlage 6 anbei). Der dagegen eingelegte Einspruch des Beschwerdeführers 
führte zur Hauptverhandlung der Anklage vor dem Amtsgericht Tiergarten. 

In dieser Hauptverhandlung am 28.9.2007 ließ sich der Beschwerdefuhrer zur Sache ein und die 
Polizeibeamten und_wurden als Zeugen vernommen. 

Im Verhandlungsprotokoll des Amtsgerichts Tiergarten vom 28.9.2007 (Fotokopie als Anlage 7 
anbei) ist der Inhalt- der Einlassung des Beschwerdeführers wie folgt wiedergegeben: 

"Ich hatte die Polizei gerufen. Herr hat eine Umzugsfirma u. versteckte eine Kiste mit 
meiner Elektronik im Auto. Er lud diese in ein Privatfahrzeug. Ich hinderte ihn am wegfahren u. 
rief die Polizei. Er leugnete das Vorhandensein der Kiste. Also kann er ein Pfandrecht geltend ge­ 
macht haben. Ich diskutierte mit den Polizisten, da meine Elektronik in 2 m Entfernung lag. Ich 
sagte, dass ich die Quittungen zu den Geräten, die ich alle beschrieb, oben holen könne. Der Beam­ 
te kam 2 Schritte auf mich zu u. sagte "Wenn du nicht aufhörst, gibt's einen Platzverweis" Ich sagte 
aus Reflex zu ihm "Du hast mir gar nichts zu sagen". Seine Kollegin sprach gerade mit meiner Frau 
u. Bruder u. kam zu uns. Sie fragte, was los ist. Er sagte zu ihr "Der hat mich geduzt." Danach öff­ 
nete er ganz normal den Kofferraum u. fand mein Eigentum. Er meinte, daß ich eine Anzeige we- 
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gen Diebstahls machen könne. In der Wohnung meinte er, daß er sich überlegen will, ob er mich 
noch anzeigt." 

Die Aussage des Zeugen_ist im Protokoll wie folgt wiedergegeben: 

"Zwischen Urnzugsunternehmer u. Angeklagten gab es Streit. Er hat Geld zurückbehalten, da die 
Leistung nicht erbracht wurde. Meine Kollegin sprach mit seinem Bruder u. ich mit dem Unter­ 
nehmer. Herr_ redete immer wieder rein u. duzte mich ständig. Ich sagte, daß er das lassen 
soll. Er sagte, dass wir keine Ahnung hätten u. unter seinem Niveau seien. Er duzte weiter. Ich sag­ 
te ihm, er soll in seiner Wohnung warten bis er dran ist. Das tat er nicht. Er störte die Maßnahme u. 
ich wies ihn auf einen Platzverweis hin. Ich habe ihn nicht geduzt. Ich glaube, er rief uns an wegen 
Streitigkeiten. Er sagte, dass eine Umzugskiste in dessen Auto ist u. wir nachsehen sollen. Der Un­ 
ternehmer sprach von "Pfand", bestand dann aber nicht mehr darauf. Ich denke, da die Kiste zu­ 
rückhaben wollte, daß er uns sagte, wo sich diese befindet. Ich weiß es aber nicht mehr, wer uns 
auf die Kiste hinwies. Die Aussage war, daß er die Kiste haben soll. Der sagte, daß er diese als 
"Pfand" behalten hätte. Abgestritten hat er es nicht. Ich weiß nicht mehr, wer den Kofferraum öff­ 
nete. leh kann nicht mehr genau sagen, ob er es anfangs abstritt. Er war anfangs schon aufgebracht, 
störte die Handlungen u. duzte mich die ganze Zeit. Ich trat energisch auf ihn zu, da er die Hand­ 
lungen störte, u. sagte "Sie gehen bitte jetzt hier weg" Er duzte mich davor schon u. auf meine Auf­ 
forderung, dies zu unterlassen, reagierte er nicht. Er meinte, daß ein Diebstahl vorliegt, u. war auf­ 
gebracht. Aber er ließ sich nicht beruhigen u. störte uns bei der Arbeit. Meine Kollegin und ich 
traten aufeinander zu u. glichen die Ergebnisse der Befragungen ab." 

Die Aussage der Zeugin ••• 1 ist im Protokoll wie folgt wiedergegeben: 

"Ich weiß nicht mehr, wer uns anrief. Es war ein Tumult, der Angeklagte war aufgeregt. Der An­ 
geklagte wollte eine Kiste zurück, die die Firma behalten hätte. Es ging eigentlich um Zivilrecht. 
Er war nicht zufrieden mit der Leistung der Firma u. behielt irgendwelche Unterlagen. Mein Kolle­ 
ge sprach mit Herrn u. ich unterhielt mich mit dem Angeklagten u. seinem Bruder, Eine 
Unterhaltung war kaum möglich, da er immer ins Wort fiel. Er duzte meinen Kollegen u. der bat 
ihn, das zu lassen. Er trat an den Angeklagten ran. Sie standen etwa 1/2 Meter voneinander gegen­ 
über. An einzelne Worte erinnere ich mich nicht mehr. Der Angeklagte war aufgeregt u. unkoope­ 
rativ, so daß der Sachverhalt nicht höflicher geklärt werden konnte. Die Klärung dauerte etwa I 
Stunde u. wir standen mal nah oder mal weiter voneinander entfernt. Ich kann nicht mehr sagen, 
wann er mit duzen anfing. Die Aufregung kam durch eine Kiste, die die Firma behielt u. die der 
Angeklagte zurückhaben wollte. Wir sagten ihm, daß es kein Diebstahl sei, sondern lediglich eine 
Unterschlagung. Damit konnte er sich nicht abfinden. Er war der Meinung, daß wir unfähig sind." 

Am Schluss dieser Verhandlung verurteilte das Amtsgericht Tiergarten den Beschwerdeführer we­ 
gen Beleidigung zu einer Geldstrafe von 60 Tagessätzen zu je 15 €. In seiner Urteilsbegründung 
resümierte das Amtsgerichts Tiergarten unter IV. wie folgt: 

"Die getroffenen Feststellungen weisen aus, daß sich der Angeklagte der Beleidigung gemäß § 185 
schuldig gemacht hat, indem er am Nachmittag des 1. September 2006 den Zeugen POK.". 
gegen 16.40 Uhr in der in Berlin-Charlottenburg dauernd duzte, weil er ihn offenbar 
für nicht in der Lage hielt, daß von ihm als richtig erachtete zu veranlassen." 

Das Urteil enthielt keinerlei Ausführungen zur Frage, ob der Beschwerdeführer in Ausübung seines 
Grundrechts auf Meinungsfreiheit und zur Wahrnehmung berechtigter Interessen handelte (§ 193 
StGB). 
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Mit Schriftsatz vom 1.10.2007 (Fotokopie als Anlage 8 anbei) legte ich für den Beschwerdeführer 
Berufung ein und legte mit Schriftsatz vom 19.3.2008 (Fotokopie als Anlage 9 anbei) den nach 
meiner Auffassung anzulegenden rechtlichen, insbesondere den verfassungsrechtlichen Maßstab 
zur Beurteilung des Sachverhalts dar. 

Die Berufung des Beschwerdeführers gegen das Urteil des Amtsgerichts Tiergarten wurde vom 
Landgericht Berlin mit Urteil vom 16.1.2009 unter Bildung einer Gesamtstrafe mit einer anderen 
Verurteilung verworfen. 

In der vorangegangenen Hauptverhandlung hatte ich die Einlassung des Beschwerdeführers aus der 
Hauptverhandlung vor dem Amtsgericht Tiergarten verlesen und das Landgericht Berlin hatte die 
beiden Polizeibeamten als Zeugen vernommen. Der Inhalt dieser Aussagen wurde im Verhand­ 
lungsprotokoll (Fotokopie als Anlage 10 anbei) nicht wiedergegeben. 

Unter IV. begründete das Landgericht Berlin sein Urteil wie folgt: 

"Durch das festgestellte Verhalten hat sich der Angeklagte zum Nachteil des Zeugen ei- 
Sinne des § 185, 1. Alt. StGB schuldig gemacht. Sein fortwährendes Duzen des 

~.I.ifstellte in einer Gesamtschau mit seinen weiteren den Zeugen wie die Zeugin 
als unfähig, ahnungslos und unter seinem Niveau bezeichnenden Äußerungen die Kund­ 

gabe der Missachtung dar. Seine Äußerungen sind nicht mehr von dem Grundrecht auf freie Mei­ 
nungsäußerung gedeckt. Zwar müssen sich auch öffentlich Bedienstete hinsichtlich der Ausübung 
ihres Amtes durchaus heftiger, wohl auch überspitzter Kritik aussetzen, ohne dass daraus zugleich 
eine persönliche Herabsetzung zu ersehen ist. Hier jedoch war durch die begleitenden Äußerungen 
sowie die verächtlich und wegwerfende Handbewegung mehr als deutlich, dass der Angeklagte die 
Zeugen als minderwertig und verachtenswert ansah und daher seine fortwährende Duzerei des 
Zeugen zum Ausdruck brachte, dass er diesen als unter ihm stehend ansah. Dementspre­ 
chend ist die Duzerei auch nicht als tatbestandslose Unhöflichkeit, sondern als Kundgabe der Miss­ 
achtung anzusehen. Dies wird auch dadurch offenbar, dass der Angeklagte hiervon auch nicht ab­ 
ließ, als der Zeuge sich die Duzerei verbat. Dies alles muss sich ein im Interesse des Gemeinwohls 
tätiger Polizist nicht gefallen lassen. Der Angeklagte kann sich auch nicht auf den Rechtfertigungs­ 
grund der Wahrnehmung berechtigter Interessen gemäß § 193 StGB gedeckt. Denn berechtigte 
Interessen hätte er allenfalls in seiner Rechtsbeziehung zu dem wahrnehmen können, nicht 
hingegen gegenüber den beiden Zeugen. Die Herabsetzung der Zeugen war nicht erforderlich, um 
seine Eigentumsansprüche gegenüber dem Umzugsunternehmer durchzusetzen. Noch viel weniger 
gibt ihm die vermeintlich ihn benachteiligende Behandlung der Sachverhaltsaufklärung durch die 
Zeugen das Recht, diese derart herabsetzend zu behandeln." 

Gegen das Urteil des Landgerichts Berlin legte ich für den Beschwerdeführer mit Schriftsatz vom 
22.1.2009 (Fotokopie als Anlage 11 anbei) Revision beim Kammergericht Berlin ein, welche ich 
mit Schriftsatz vom 19.2.2009 (Kopie als Anlage 12 anbei) begründete. 

Die Generalstaatsanwaltschaft Berlin beantragte mit Schriftsatz vom 1.4.2009 (Fotokopie als Anla­ 
ge 13 anbei), die Revision des Beschwerdeführers als offensichtlich unbegründet zu verwerfen. 

Sie monierte darin zwar die Auffassung des Landgerichts Berlin, der Angeklagte könne sich nur 
gegenüber dem Zeugen auf die Wahrnehmung berechtigter Interessen nach § 193 StGB 
berufen und stellte fest, dass er dies grundsätzlich auch gegenüber den eine Diensthandlung ver­ 
nehmenden Polizeibeamten im "Kampf ums Recht" tun könne. Sie begründete ihren Abweisungs­ 
antrag jedoch im Wesentlichen damit, dass das fortgesetzte Duzen des Polizeibeamten im Rahmen 
der Vorname einer Diensthandlung trotz der mehrfachen Aufforderung, dieses zu unterlassen, unter 
Berücksichtigung der gesamten Begleitumstände eine Kundgabe der Missachtung darstellte. 
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